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Verkündet
«. ‘ ' In Sachen

am 16. Juni 1955 \ * < .

Justizsekretär
Schriftführer

Beklagte und Revisionsklägcrin,

gegen

Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der 3. Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 16. Juni 1955,

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident

' * als Vorsitzender,

die Bundesrichter und

!

sowie

die Bundessozialrichter.

’ und

für Recht erkannt:

1. Auf die Revision der Beklagten wird das Ur-
‘ teil des Landessozialgerichts ochleswig vom

2. Juli 3.954 aufgehoben, soweit es die Be—
klagte für verpflichtet erklärt, dem Kläger
für die Zeit vom 1. Januar 1953 einen neuen
Rentenbescheid mit der Feststellung des Be—
stehens von Invalidität zu erteilen. Die
Suche wird insoweit zur erneuten Verhandlung
und Entscheidung an das Lendessozialgeri.cht
Schleswig zurückverwiesen.

2. Die Kostenentecheidung bleibt dem abschlie-
ßenden Urteil vorbehalten. '

Von Rechts wegen !
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g_é t b c s t a n d ,

Der im Jahre 1910 geborene Kläger ist von Beruf Landwirt.■

Nach einer Granatsplitterverletzung, die er im Oktober 1943

als Soldat erlitt, mußte ihm der linke Arm im Obersrm ampu-
tiert werden. Wegen dieses Körperschadens erhält er eine
Versorgungsrente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit

um 70 V.H.. deit Mai 1944 bezog der Kläger von der beklagten
Landesversicherungsanstalt eine Invalidenrente, die ihm auf

Grund eines Gutachtens des chirurgischen dachverständigen

Dr.
_ . durch Bescheid vom 24. April 1948 mit Wirkung

vom 1. Mai 1948 entzogen wurde. Gegen diesen Bescheid legte

der Kläger rechtzeitig Berufung beim Oberversicherungsamt

' (O.V.A.) 1 ein und machte geltend, daß er infolge
. des Verlustes des linken Arms nicht mehr_in der Lage sei,

in seinem Beruf als Landwirt das gesetzliche Lohndrittel

zu verdienen._Das O.V.A. wies die Berufung des Klägers durch

—
Urteil

vom 13. Juli 1948 zurück. Die Ausfertigung des Urteils,

das keine Rechtsmittelbelehrung enthielt, wurde am 31. Juli

1948 zur Post gegeben. Am 8. Februar 1949 erklärte der Kläger

in einer vor dem Bürgermeister der Gemeinde " aufge—

nommenen Niederschrift, daß er gegen das Urteil des O.V.A.

Revision einlege. Mit Schreiben vom 22. März 1949 wies das

O.V.A. den Kläger darauf hin, daß es an einer Revisionsin-

stanz fehle, das Verfahren mußte daher ruhen, bis eine

'höhere Instanz gebildet sei. In einem weiteren Schreiben vom
3. Juli 1951 teilte das O.V.A. dem Kläger mit, durch die

Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts (O.Verw.Gcr.) in

— insbesondere durch Urteil vom 25. April 1951

— II O.Verw.Ger. A 590/50
- sei nunmehr klargestellt worden,

daß die Entscheidungen der Oberversicherungsämter in Sachen

der Rentenversicherung und der Unfallversicherung in allen

Fällen mit der Berufung an das 0. krw.Ger. in an-

fechtbar seien; diese höchstrichterliche Entscheidung sei

für die jetzige Rechtslage in Schleswig—Holstein und Nieder-

sachsen endgültig; daraus — in Verbindung mit 5 27 der Mili-

tärregierungsverordnung (Eil■egV0) Nr. 165 über die Verwal-

tungsgerichtsbarkeit in der britischen Zone - folge, daß die

in der Reichsversicherungsordnung (EVO) vorgesehenen Rechts-
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mittel gegen die Entscheidungen der 0ber?érsiéherungsämtcr

Agegenwärtig nicht mehr gegeben seien. Der Kläger wurde auf—'

gefordert, dem O.V.A. binnen eines Monats mitzuteilen, Ob‘

das von ihm eingelegte Rechtsmittel als Berufung an das

O.Verw.Ger. in I
„

angesehen werden solle; diese Mit-

teilung gelte als Rechtsmittelbelehrung im Sinne des 5 35
der MilRegV0 Nr. 165, die in Ergänzung der angefochtenen

Entscheidung erteilt werde. Der Kläger beantragte nunmehr
,.

innerhalb der ihm gesetzten Frist beim 0. V.!\. ;
-'"

/ ‚‘
1 die Überprüfung der Entscheidung vom 13. Juli 19h8

und ihre Aufhebung durch das Oberverwaltung _sgcricht. Lit

Verfügung vom 16. August 1951 wies das O.V.A. den Kläger

darauf hin, daß das O.Verw.Ger.
.

‘ die Vorgänge an

das O.V.A. zurückgesandt und hierbei die déchtsauffussung

—vertretenhabe; daßeine.Berufung„gegenUrteile der Ober—
versicherung3ämter;die vor dem1. April 1949zugestellt
seien. nicht zulässig sei. Der Kläger wurde um Mitteilung?

ersucht, ob er seinen Antrag auf Entscheidung durch das
O.Verw.Ger. trotzdem aufrechterhalte; wenn er dies verneinc

oder keine Erkläruné'abgebe‚ so Werde das Rechtsmittelver-

fahren weiterhin als ruhend angesehen; nach Errichtung des

künftigen Bundessczialgerichts würden die Vorgänge ulsdann

an dieses Gericht zur Ehtscheidung über die von ihm nach den
Bestimmungen der RVG eingelegte Revision abgegeben werden.

Mit Schreiben vom 15. Juli 1952 fragte der damalige Prozeß-

bevollmächtigte des Klägers beim O.Verw. Ger.l ; nach

dem Stand des Verfahrens an und brachte hierbei zum Ausdruck,

daß nach den neueren Vorschriften Invalidenrente bereits bei

einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um mehr als die Hälfte
vorliege. Das O.Verw.Ger. eröffnete dem Prozeßbc—

vollmächtigten des Klägers daraufhin durch Verfügung vom

13. November 1952, daß nach der grundsätzlichen Entscheidung

des IV. Senats des O.‘%rw.Ger. vom 16. Oktober 1951 — IV

O.Verw,Ger. A 337/51
—‚ an der in ständiger Rechtsprechung

festgehalten werde, Urteile der'OberVersicherungsämter in

den Ländern Niedersachsen und Schleswig-Holstein, die vor
{‘

dem 1. April 1949 ; dem Tage der Errichtung des O.Verw.Ger. -
ergangen seien, mit der (weiteren) Berufung nicht angefochten

werden könnten, so daß die Berufung gegen das Urteil des

0.V.A. ; ‘ vom 13. Juli 1948 nicht zulässig wäre.

. „„‘- _ . „ _ _ 4 _
L M“
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.Der Kläger.wurde aufgefordert, binnen zwei Wochen zu er—

klären, ob er zur Kostenersparnis die (weitere)Berufung

an das O.Verw.Ger. zurücknehme. Ihm wurde ferner mitgeteilt,

daß das von ihm ursprünglich beantragte Revisionsverfahren

vor einem künftigen Landes— oder Bundessozialgericht davon

.unberührt bleibe, sofern er nicht gleichzeitig auch die

Revision zurücknehme; über die Frage, ob trotz der Still—

legung des Reichsversioherungsamts (R„V.A.) das in der RVO

vorgesehene Rechtsmittel der Revision noch zugelassen sei,
könne nur der Gesetzgeber oder das künftige Bundessozial—

gerioht entscheiden° Der damalige Prozeßbevollmächtigte

des Klägers teilte daraufhin dem O.Verw.Ger‚ mit, daß der

Kläger entweder die »iedereinsetzung in den vorigen Stand

oder die Aufhebung des angefochtenen theils durch das

O.Verw„Ger. begehre„

Nach Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) wurde

die Sache
— ohne daß das O.Verw.Ger. eine Entscheidung ge—

fällt hatte — an das Landeseozialgericht Q.L.S‚Gero) Sohle:-
wig abgegeben° Dieses erklärte nach Anhörung des ärztlichen

‘
Sachveständigen Prof.Dr. ( 1 durch Urteil vom 2° Juli

1954 die Beklagte für verpflichtet, "dem Kläger einen neuen
Rentenbescheid zu erteilen mit der Maßgabe, daß er seit den

l° Januar l95351nvalide ist.“ Insoweit hob es den Bescheid

der Beklagten vom 24. April 1948 und das Urteil des O.‚V.A°

Schleswig vom 13, Juli 1948 auf° Im übrigen wurde die Beru—
fung des Klägers zurückgewiesen°

Zur Begründung führte das Landessozialgericht aus, die Be—

‘rufung sei nach @ 215 Abs. 8 in %erbindung mit 5 146 SGG

statthaft und zulässig. In sachlicher Hinsicht ging das
L‚S.Ger., auf dessen Urteil im übrigen Bezug genommen wird,

im wesentlichen von folgenden Feststellungen und Erwägungen

aus:

Der Kläger sei bis zu seiner Einberufung zum
Wehrdienst

im Jahre 1942 als landwirtsohaftlioher Arbeiter tätig ge—

_wesen‚ allenfalls als gehobener landwirtechaftlicher Arbei—
ter (Wirtschafter)° Bis zu diesem.Zeitpunkt habe er auch nur
Beiträge zur Invelidenvereicherung geleistet, auf Grund derm1

er nach seiner schweren Kriegsverletzung bisher die Rente

.—-5—
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bezogen habe. Der Kläger bewirtschafte zur Zeit einen

etwa 75 ha großen Hof mit mehreren Hilfskräften. Er sei

nach dem Urteil des medizinischen Sachverständigen in seine-

Erwerbsfähigkeit ausschließlich durch den Verlust seines

linken Armee eingeschränkt; im übrigen befinde er sich im

guten Kräfte— und Ernährungszustand. Die Voraussetzungen

zur Rentenentziehung hätten im Jahre 1947 vorgelegen; die

selbst heute noch nachweisbare erhebliche Schwielenbildung

in der rechten Handinnenfläche lasse eindeutig erkennen,

daß der Kläger bisher in einem immerhin nicht unerheblichen

Umfangs körperliche Arbeiten verrichtet habe, so daß er

damals wie jetzt wieder in der Lage sei, ein Drittel des

ortsüblichen Lohnes zu verdienen, den ein Landsrbeiter zu

erzielen pflege. Seine Tätigkeit erstrecke sich heute
im wesentlichen nur darauf, den landwirtscheftlichen Betr”cb.

der nach dem Tode des ersten Ehemannes seiner jetzigen Frau

auf einen bisher noch nicht herangewechsenen Hoferbon über»

gegangen sei, zu leiten. Nur diesem Umstand habe er.es zu

verdanken, daß er mit ihm unterstehenden Hilfskräfton ein

angemessenes Einkommen erzielen könne, ohne vorwiegend

körperliche Arbeiten zu leisten, zu denen er im Hinblick auf

seinen Armverlust kaum noch in der Lage sei° Es sei zu er—
warten, daß der Kläger sich im Laufe der Zeit auch ohne
theoretische Vorbildung durch die Praxis in der Landwirt—

schaft Kenntnisse angeeignet habe, die es ihm jetzt ermög—

lichten, unter den bei ihm gegebenen familienhaften Verhält-

nissen als selbständiger Landwirt tätig zu sein. Hierauf

komme es aber nicht entscheidend an, da er auf diesen Beruf,

den er nur unter besonders günstigen Voraussetzungen zur
Zeit ausübe, nicht verwiesen werden könne. Auf eine ent—

sprechende Tätigkeit in sbhängiger versicherungspfliohtiger

Stellung, also etwa als landwirtscheftlicher Inspektor,
könne er nicht verwiesen werden, weil ihm die dazu in der

heutigen Zeit als unerläßlich enzusehende Vorbildung fehle°

Der Kläger habe nicht einmal eine landwirtschaftliche hin—

terschule besucht° Die dem Kläger verbliebene Arbeitsfähig—

keit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ermögliche es ihm

jedoch nicht, die jetzt maßgebende Lohnhälfte zu verdienen;

Selbst wenn der höchste Grad der Anpassung erreicht sei,

„ 6 _
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überschreite der oberarmemputierte Versicherte—beträchtlich

die Grenze der Invalidität nach neuem Recht‚ Nur in ganz
besonders begründeten Ausnahmefällen werde von dieser Regel

abgewichen und festgestellt werden können, daß ein solcher

Versicherter fähig sei, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt

die Hälfte des vergleichbaren Lohnes eines körperlich und

geistivaesunden zu verdienen. Nach der Aufhebung der Vor—

_schrift des 5 21 Abs. 4 des Sozialversicherunge—Anpassungs—

gesetzes (SVAG) durch 5 1 des Zweiten Gesetzes zur Änderung

des SVAGvom 4. August 1953 (BGBl" I S. 846) sei der Anspruch
des Klägers auf Gewährung der Invalidenrente vom 1" Januar

1953 an gerechtfertigt, weil von diesem Zeitpunkt an der

neue Invaliditätsbegriff auf ihn anzuwendensei° Wegen der

grundsätzlichen Bedeutung der Rechtsfrage hat das Landes—

sozialgericht die Revision zugelassen,

Gegen dieses Urteil, das ihr am 14° September 1954 zuge—
stellt wurde, hat die beklagte Landesversicherungsanstalt

mit einem am 25. September 1954 beim Bundessozialgericht ein—

gegangenen Schreiben Revision eingelegt und beantragt, unter

Aufhebungdes Urteils des L. 3, Gel—„ vom2„ Juli 19511
und des O„V.A. vom13. Juli 1948die Klage abzu—
Weis‘en° In der am 3. November 1954 eingegangenen Revisions—
begründung hat die Beklagte geltend gemacht, das L.S„Ger°

habe die Vorschrift des @1254 RVOunrichtig angewendet° Das
Berufungsgericht habezsich mit der dem Kläger verbliebenen
Einsatzfähigkeit zumindest nicht erschöpfend auseinanderge-

setzt. Auch die Feststellung des Berufungsgerichts über den

vor Eintritt der Invalidität ausgeübten Beruf sei nicht ein—

deutig“ Zwischen der Tätigkeit eines landwirtscheftlichen Ar—
beiters und eines Wirtschafters bestehe im Hinblick auf die

Art der auszuführenden Arbeiten ein wesentlicher Unterschied.

Während der lendwirtschaftliche Arbeiter ausgesprochene Hand—

arbeiten zu verrichten habe, übe der Wirtschafter im wesent—

lichen eine leitende Tätigkeit
aus, er habe una. die Bücher

zu führen und die Arbeit einzuteilen, jedenfalls Tätigkeiten
auszuführen, die nach einer Zeit der Anpassung und Gewöhnung

auch ein linksseitig Ärmamputierter verrichten könne° Dem

' Kläger sei es im Laufe der Jahre gelungen, die körperliche

Beeinträchtigung durch Fortbildung von Erfahrungen und Kennt—

- 7 _
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nissen auf dem Gebiet der Leitung, Planung und Aufsichts-

führung weitgehend auszugleichen und so wirtschaftlich
erhebliche und wertvolle Arbeiten zu lekieno

Der Prozeßbevollmächtigte des Klägers hat die Zurückweisung

der Revision beantragt. Er macht geltend, der Kläger sei

immer auf die Arbeit beider Hände angewiesen gewesen, er

habe als landwirtschsftlicher Gehilfe stets in bäuerlichen

Betrieben gearbeitet und sei niemals in einer gehobenen

landwirtschaftlichen Stellung tätig gewesen° Nachdem er die

Witwe eines Hofbesitzers geheiratet hätte, arbeite er auf

deren Hof als ebhängiger Wirtschafter der Erbengemeinschaft„

Ohne diese Heirat hätte er schon lange seine Stellung eingc„

büßt° Im übrigen leide er seit mehreren Jahren noch an einer

rezidivierenden asthmoiden Bronchitis und an einer Kranzge—

fäßstörung des Herzens°

Wegen des weiteren Vorbringens der Beteiligten wird auf den

Inhalt der Schriftsätze vom l° November 1954, 18. Januar
und 17„ Februar 1955 verwiesen°

Entscheidungegründe

'Die Revision ist statthaft, weil sie des Landessozialgerioht,

auf des die Sache nach 5 215 Abs. 8 SGGübergegangen war,
wegen der grundsätzlichen Bedeutung der zu entscheidenden

Rechtsfrage zugelassen hat (@ 162 Abs; 1 Nr. 1 SGG)°

Die Revision ist auch rechtzeitig eingelegt und rechtzeitig

begründet werden. Nach 5 164 Abs. 1 SGGist die Revision
binnen eines Monats nach Zustellung schriftlich beim Bundese
sozialgericht einzulegen und "binnen eines weiteren Monats”

zu begründen° Schon der Wortlaut dieser Vorschrift spricht

dafür, daß sich an die für die Einlegung der Revision bestbm—

te Frist von einem Monat ein weiterer Monat anschließt, desso

Ablauf erst das Ende der Revisionsbegründungsfrist bestimmt°

Es sollen also dem Revisionskläger vom Zeitpunkt der wirk—

samen Zustellung des mit der Revision angefochtenen Urteils;

insgesamt zwei Monate zur Verfügung stehen, bis zu deren Ab—

lauf die Revisionsbegründung dem Revisionsgericht zugeben mu' ()

Der im Schrifttum vertretenen Auffassung (vgl. Peters—Sauttc.w

_ 8 -
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Wolff, Kommentar zur Sozialgerichtsbarkeit, Anm. 2 zu 5 164

SGG), daß die Revisionsbegründungsfrist mit der Einlegung

der Revision zu laufen beginne, vermag sich der Senat jeden—
falls in den Fällen, in denen die Revisionsfrist einen Monat

beträgt, nicht anzuschließen° Ob eine andere Beurteilung der

Rechtslage stattzufinden hat, wenn die Revisionsfrist etwa

infolge unrichtiger Rechtsmittelbelehrung mehr als einen

Monat dauert (5 66 Abs. 2 SSG), kann hier dahingestellt
bleiben. Es müssen jedenfalls nach dem eindeutigen Wortlaut

des 5 164 Abs. 1 SGG Revisionsfrist und Revisionsbegründunguw

frist zusammen mindestens zwei Monate betragen. Demgegenüber

' greift der Hinweis auf die Vorschrift des 5 554 Abs° 1 Satz 2

Zivilprozeßordnung (ZPO) nicht durch, weil dort im 2. Halb—

satz ausdrücklich bestimmt ist, daß die Frist für die Revi—

sionsbegründung mit der Einlegung der Revision beginnt°

@164 Abs. 1 SGGspricht dagegen von einem “weiteren Monat“,
innerhälb dessen die Revision zu begründen ist, Der Begriff

"weiterer %onst" setzt aber voraus, daß diesem Monat ein b
anderer Monat vorausgegangen ist, nämlich der für die Einlo—

„gung der Revision zur Verfügung stehende Monat. Würde die
VFrist für die Revisionsbegründung bereits mit der Einlegung

der Revision beginnen, so würde der Revisionsbegründungsfrist

in der Mehrzahl der Fälle kein voller Monat vorangegangen

sein. Die Vorschrift des 5 554 Abs„ 1 Satz 2 ZPOkann auch
nicht auf Grund von 5 202 SGG entsprechend angewendet werden,

weil 5 164 SGGdie Einlegung und Begründung der Revision
erschöpfenä regelt.Es muß also davon ausgegangen werdeg daß

jedenfalls in den Regelfällen, in denen die Revisionsfrist

einen Monat beträgt, die Frist für die Revisionsbegründung

nicht vom Zeitpunkt der Einlegung der Revision abhängt,

sondern daß sie erst mit dem Ablauf der Revisionsfrist von

einem Monat beginnt. Zu dem gleichen Ergebnis ist auch des
Bundesverwaltungsgericht bei Ger Auslegung der inhaltlich

gleichartigen Vorschrift des 5 57 Abs. 1 Satz 1 des Bundes—
verwaltungsgerichtsgesetzes gelangt (vgl.N.J.W. 1955, Seite

567)° Diese Regelung hat auch den Vorteil, daß der Revisions—
kläger schon am Tage der Zustellung des Urteils den Zeit—

punkt des Ablaufs der Revisionsbegründungsfrist genau be—

rechnen kann, während er im anderen Fall eine solche Be—
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rechnung erst dann mit Sicherheit vornehmen könnte, wenn

ihm das Revisi0nsgericht den Zeitpunkt des Eingangs der

Revisionsschrift mitgeteilt hat„

Ist demnach im vorliegenden Rechtsstreit die Revision

rechtzeitig eingelegt und begründet, so hatte der Senat
weiter von Amts wegen zu prüfen, ob das Landessozialgericht

unter den besonderen Umständen des vorliegenden Falles

zu einer sachlichen Nachprüfung des Urteils des OOV°A„

hefugt war; denn es erscheint nicht ausgeschlossen, daß

- entsprechend der von mehreren Verwaltungsgerichten

vertretenen Auffassung — das schon vor Errichtung der

allgemeinen Verwaltungsgerichte ergangene Urteil des

O„V.‚Ao jedenfalls im Verfahren vor den allgemeinen Ver—

waltungsgerichten nicht hätte angefochten werden können„

Es fragt sich daher, ob in einem nach @ 215 Abs° 8 5GG

auf das Landessczialgerioht übergegangenen Verfahren die
sachliche Nachprüfung eines solchen Urteils auch dann

stattfinden konnte, wenn zu der Zeit, als das Urteil des

O.V„A° erging, der Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten

noch nicht gegeben war°

Die EVO sah in Sachen der Invalidenversicherunggegen die
Urteile der Oberversicherungsämter das Rechtsmittel der

Revision vor (@ 1694 RVG), über die des Reichsversichc—
rungsamt zu entscheiden hatte. Dieses war mit dem Zusammenw

bruch im Jahre 1945 außer Funktion getreten„ Damit ent—
fiel die Möglichkeit, die Entscheidungen der Oberversiche—

rungsämter richterlich zu überprüfen, Nur das Land Bayern

und das frühere Land Württemberg—Baden errichteten Landes—
versicherungsämter, welche die Spruchtätigkeit des früherer

Reichsversicherungsamts übernahmen (Gesetz Nr. 56 über die

Errichtung eines Bayer° LandeSVersicherungsamts vom 2° Sep—
tember 1946, Bayer. GVOB1° 1947, Seite 11 und Gesetz Nr°

714 über Zuständigkeiten und Verfahren in der Sozialvcr—

sicherung vom 26. Januar 1948, Reg„Bl. der Regierung

Württemberg—Baden, Seite 40)° In der britischen Zone
vertrat das Zentralamt für Arbeit den Standpunkt, daß die

in der EVO vorgesehenen Rechtsmittel gegen die Entschei—

dungen der Oberversicherungsämter eingelegt werden könnten

..]_Q-
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und zur Wahrung der Frist eingelegt werden müßten, daß

das Verfahren jedoch vorläufig ruhe, weil es praktisch

nicht dufchführbar sei (vgl‚ Erlaß vom 15. August 1947,
Arbeitsblatt für die britische Zone, Seite 306). In vielen
Fällen wurde Revision oder Rekurs eingelegt, dagegen nahmen

andere Beteiligte davon Abstand, weil keine Aussicht auf

b4eldige Entscheidung bestand° Bas Land Bremen schrieb
schließlich durch Landesgesetz vor, daß die Entscheidungen

der Oberversicherungsämter endgültig sind (vgl. Bundes—

tagsdruckssche, 1. Wahlperiode, Nr. 4357, Begründung zu
@ 153 des Entwurfs einer Sozialgerichtsordnung). Unter

Berücksichtigung dieser uneinheitlichen und unsicheren
Rechtslage der Jahre nach 1945 sind die Übergangsvorschrif—

ten der_@% 214 ff AGG auszulegen°

Das Sozialgerichtsgeeetz regelt die Fälle, in denen bis zu
seinem Inkrafttreten ein abschließendes Urteil eines O‚V.A.
oder eines Versorgungsgerichts ergangen war, in @ 214 dahin7

daß es in beschränkten Umfang die Möglichkeit einer An—

fechtung beim Landessozialgericht eröffnet, das alsdenn
endgültig entscheidet, sofern es nicht die Sache an das

Sozialgericht zurückverweist (% 214 Abs. 5 SGS)°

Von den in 5 214 SGG behandelten sogenannten Altfällen sind

die Übergangsfälle zu unterscheiden, die in @215 SGGge—
regelt sind. Während Abs‚ 1 dieser Vorschrift den Übergang

von Sachen betrifft, die beim Inkrafttreten des SGG noch

nicht bei einem Gericht anhängig waren, schreibt Abs. 2

den Übergang der beim Inkrafttreten des Gesetzes bei den

Versicherungsämtern, Oberversicherungsämtern und den Ver—

sorgungsgerichten rechtshängigen aachen auf das zuständige

Sozialgericht und Abs. 5 den Übergang der bei den Landes—
versicherungsämtern Bayern und Württemberg—Baden rechts—

hängigen Sachen auf das zuständige Landessozialgericht vor°

Der Übergang der beim Inkrafttreten des SGG in Angelegen—

heiten des 5 51 bei den Gerichten der allgemeinen Verwal—

tungsgerichtsbarkeit rechtshängigen Sachen auf die Gerichte

der Sozialgerichtsbarkeit ist in 5 215 Abs. 6 bis 9 beson—
ders geregelt° Wie in der Begründung des Regierungsentwurfs

ausgeführt ist (vgl„ BundestagsdrucksacheNr, 4357, Begrün—
dung zu 5 154 des Entwurfs einer Sozialgerichtsordnung),

_ 11 _
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tragen diese Vorschriften dem Umstand Rechnung, daß die

Gerichte der allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit teil:

weise die 0berversicherüngsämter und Versorgungsgerichte

als besondere Verwaltungsgerichte anerkannt haben, teil_

weise aber diesen Stellen den Charakter von Verwaltungs—

behörden zuerkannten (vgl° Sammlung der Entscheidungen

der Oberverwaltungsgerichte Münster und Lüneburg, Bd. 4,

Seite ll — O„Verw.Ger. Münster —; Bd. 5, Seite 266, 276,

277, 359 —O.Verw.Ger. Lüneburg)°

Im vorliegenden Fall handelt es sich um keinen Rechts—

streit, in dem das Landessozialgericht nach @214 SGG
zu einer Entscheidung berufen war. Der Kläger hatte zwar

zunächst - und swar nach Ablauf der in der Reichsversiche—

rungeordnung vorgesehenen Rechtsmittelfrist — gegen das

Urteil des O‚V.A. vom 13. Juli 1948 Revision eingelegt,

über die jedoch mangels einer hierfür vorgesehenen In—

stanz nicht entschieden werden konnte. Der Rechtsstreit

ist aber dann, nachdem der Kläger auf Grund der ihm vom
O„V„A° mit Schreiben vom 5„ Juli 1951 erteilten Belehrung

erklärt hatte, daß er eine Überprüfung durch das O.Vorw°
Ger° ' begehre, an dieses Gericht abgegeben und

dort rechtshängig geworden° Die Sache war auch beim Inkraft—

treten des Sozialgerichtsgesetzes noch beim O‚V9rv.Ger„

Lüneburg rechtshängig, weil der Kläger trotz der seinem

Prozeßbevollmächtigten erteilten Belehrung vom 17. November

1952 die (weitere)Berufung nicht zurückgenommen, sondern
mit Schreiben vom lo° März 1953 ausdrücklich eine Entschei—

dung des O„Verw.Ger. begehrt hat° Da das O.Verw.Ger° eine
solche Entscheidung jedoch bis zum Inkrafttreten des Sozial—

gerichtsgesetzes nicht gefällt hatte, ist die Sache nach
@ 215 Abs. 8 auf des Landessceialgericht übergegengen,

und zwar als Berufung. Das Landessozialgericht hat daher

das Rechtsmittel des Klägers nicht als Revision im Sinne

des @ 214 Abs° 1 Nr. 2 SGG behandeln können, sondern ist

zutreffend als Berufungsgericht tätig geworden° Es hat die

Berufung auch mit Recht als zulässig angesehen°
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Die Zulässigkeit der Berufung richtet sich in den Fällen

des 5 215 Abs. 7 und 8 SGG "nach diesem Gesetz", d.h„ nach
dem Sozialgerichtsgesetzo Unter den hiernach anzuwendendcn

Vorschriften können nur die allgemeinen Vorschriften des

Sozialgerichtsgesetzes über die Berufung, nämlich die

55 145 ff verstanden werden, nicht dagegen die für "Alt—
fälle" geltenden besonderen Vorschriften des % 214 JSG

über die beschränkt zulässige Einlegung von Rechtsmitteln°

Eine Prüfung der Übergangsfälle des @ 215 dGG unter Mitbe—
rücksichtigung der für "Altfälle", geltenden einschrän—

kenden Vorschriften des @ 214 SGG würden dem Sinn der ge—

setzlichen Regelung widersprechen. @@214 und 215 SGGordnen
unterschiedliche Gruppen von Fällen nach verschiedenen

Gesichtspunkten; mit dieser unterschiedlichen Ordnung der

beiden Gruppen wäre es nicht vereinbar, "recht3hängige

Sachen" 1.3. des @ 215 hinsichtlich der Zulässigkeit eines
Rechtsmittels in Fällen der vorliegenden Art nach den ganz

anderen Grundsätzen des @ 214 zu'behandeln° Wer in diesen

‘Fällen ein Rechtsmittel eingelegt und die Sache z,Zt. des

Inkrafttretens des SGG bei einem der in 5% 215 Abs. 2, 3

und 6 bis 9 genannten Gerichte rechtshängig, so ist diese

Rechtshängigkeit für das weitere Verfahren bestimmend;

dieses richtet sich somit allein nach 5 215 SGG, nicht aber

nach 5 214 see° In den Übergangsfällen des & 215 Abs„ 7
und 8 erscheint im übrigen bei 5treit1gkeitenaus der Renten—

versicherung die Vorschrift des @ 214 schon allein deshalb

nicht anwendbar, weil das Landessozialgericht hier als

Revisionsgericht nach den früheren @@1696, 1697 Nr, 1 der
RVO entscheiden müßte, während es nach Übergang einer

Sache, die bei einem Gericht der allgemeinen Verwaltungs—

gerichtsbarkeit rechtshängig war, als Berufungsgericht

zu entscheiden hat, Da im vorliegenden Fall die Berufung

nach den allgemeinen Vorschriften des SGG über die Berufung

zulässig ist (vgl. 95 143, 146), hat sie das Landessozial-
gericht somit zu Recht als zulässig angesehen°

Der Zulässigkeit der Berufung steht auch nicht'entgegen‚

daß die MilRegV0 Nr. 165 über die Verwaltungsgerichtsbar—

keit in der hritisChen Zone erst am 15. September 1948, also

nach der Verkündung und Zustellung des Urteils des Ober—
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versicherungsemts vom 13. Juli 1948„in Kraft getreten

(@ 120 3.3.0.) und das O.Verw.Ger. erst um
1. April 1949 errichtet worden ist. Wenn das Sozialge—

richtsgesetz vorschreibt, daß die bei seinem Inkrafttreten

in Angelegenheiten des @51 3”G bei den Gerichten der all—
gemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit rechtshängigen dachen

auf die Landessozialgerichte "als Berufung" übergehen

— dies ist in 5 215 Abs. 7 SGG ausdrücklich hervorgehoben,

gilt aber auch in den Fällen des Abs. 8, wie dem 2. Halb-

satz zu entnehmen ist —‚ so sollte damit nach Adfnssung des

Senats klargestellt werden, daß alle diese nunmehr zur

Zuständigkeit der Sozialgerichte gehörenden Streitigkeiten

ohne Rücksicht auf die Zulässigkeit des Verfahrens vor den\

allgemeinen Verwaltungsgerichten im Sinne einer verein—

fachenden Regelung als Berufungsverfahren 1.3. des Sozial—

gerichtsgesetzes anzusehen sind. Die Landeseozielgerichto

sind also der Prüfung enthoben, ob die Anrufung des Ver—

weltungsgerichts nach den besonderen Vorschriften des Ver—

waltungsgerichtsverfahrens überhaupt zulässig war. Wegen

der von einander abweichenden Beurteilung des rechtlichen

Charakters der Tätigkeit der Oberversicherungsämtcr durch

'die Gerichte der allgemeinen Verwaltungsgerichtsturkeit

und im Hinblick darauf, daß diese innerhalb des Bundes—

gebiets nach dem Zusammenbruch ihre Tätigkeit auch zu ganz

verschiedenen Zeitpunkten aufnehmen, soll es im Interesse

einer einheitlichen Behandlung aller Sachen, die Ungelegenl

heiten des % 51 SGG betreffen, und die bei Inkrafttreten

des Sozielgerichtsgesetzes bei einem Gericht der allgemeinen

Verwaltungsgerichtsbarkeit noch anhängig waren, für deren

Weiterführung vor den Sozialgerichten nicht dera1f ankommen,

ob der Rechtsweg zur allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkcit

überhaupt gegeben war. Die Statthaftigkeit des Verfahrens

vor dem Landessozialgericht richtet sich in den Übergangs—

fällen des 5 215 Abs. 7 und 8 vielmehr ausschließlich
nach den Vorschriften des Sozialgerichtsgesetzes. Seshelb

hat das Landessozialgericht mit Recht nicht nachgcprüft,

ob im vorliegenden Fall der Rechtsweg vor den Verwaltung“-

‚gerichten im Hinblick auf den Zeitpunkt der Errichtung der

allgemeinen Verwaltungsgerichte statthaft war. — Die An—
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wendung der Vorschriften des Sozialgerichtsgesetzes über
die Zulässigkeit des Berufungsverfahrens braucht allerding„
nicht auszuschließen, daß im übrigen im Berufungsverfahrcn

vor dem Landessozielgericht die Hechtemäßigkeit von Prozc■—

handlungen, die im vorhergehenden Verwaltungsgerichtsver—

fahren vorgenommen werden sind, etwa die rechtzeitige Ein—

legung der Berufung, nach den für diseProzeßhandlungen
maßgebenden Vorschriften des Verwaltungsprozesses nachge—

prüft werden° Der vorliegende Fall bietet indessen keinen

Anlaß, auf diese Frage einzugehen° V _

II„Da der Kläger gegen das Urteil des Landessozialgerichts

keine Revision eingelegt hat, ist die Frage, ob ihm die

beklagte Landesversicherungsanstslt die Invalidenrente

für die Zeit vom 1‚ Mai 1948 bis zum 31. Dezember 1952
zu Recht entzogen hat, nicht mehr im Streit befangen‚ Des

Bevisicnsgericht hat daher in materiellrechtlicher Hinsicht

nur zu prüfen, ob das Landessozialgericht die Invalidität

des Klägers vom 1. Januar 1953 an mit Recht bejaht hat°

Hierbei ist von der Vorschrift des 5 1254 EVO in der Fassung
des 5 2 des Sczialversicherungs—Anpassungsgesetzes vom

17„ Juni 1949 (WiGBl. Seite 99) auszugehen, die nach 5% 1
und 2 des Zweiten Gesetzes zur Anderung des SVAG vom

4. August 1953 (BGBl. I Seite 846) mit Wirkung vom l° Januar

1953 auch dann anzuwenden ist, wenn der Versicherungsfall

vor dem 1. Juni 1949 eingetreten war. Hiernach gilt als

invalide der Versicherte, der infolge von Krankheit oder

anderen Gebrechen oder Schwäche seiner körperlichen oder

geistigen Kräfte nicht imstande ist, durch eine Tätigkeit,

die seinen Kräften und Fähigkeiten entspricht und ihm unter

billiger Berücksichtigung seiner Ausbildung und seines bis—

herigen Berufe zugemutet werden kann, die Hälfte dessen

zu erwerben, was körperlich und geistig gesunde Personen

derselben Art mit ähnlicher Ausbildung in derselben Gegend

durch Arbeit zu verdienen pflegen. Bei Beurteilung der In—
validität des Klägers ist hiernach von wesentlicher Be—

deutung, welche Tätigkeit er als Versicherter vor Verlust

seines Armee ausgeübt hat, denn diese frühere berufliche

Tätigkeit ist nicht nur maßgebend für die Ermittlung des

vergleichbaren Arbeitseinkommens, sondern auch für die Be—
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antwortung der Frage, welche Arbeiten ihm billigerweise

noch zugemutet werden können. Die Feststellung des O.V.A.‚

der Kläger sei vor seiner Einberufung zum Wehrdienst

"als landwirtschaftlicher Arbeiter, allenfalls als ge—
hobener landwirtschaftlichcr Arbeiter (dirtschafter)" tätig

gewesen, ist nicht eindeutig, sie läßt besonders nicht

klar ersehen, ob es sich um eine mehr aufeichtführende

Tätigkeit oder — was wohl näher liegt — um eine Tätigkeit

gehandelt hat, der die körperliche Arbeit das Geprdge gab.

Im Anschluß an die Rechtsprechung des R.V.A. (vergl‚ vor

allem die Grundsätzliche Entscheidung Nr, 2647 vom 26. Mai

1921 _ A.N‚ 21, s. 334 — ) ist das L.S.Ger. zutreffend
davon ausgegangen, daß auch bei schweren Kriegsverletzunger

(z„B‚ Verlust oder dauernde Gebrauchsunfähigkeit eines ‘

Armee oder Beines) die Annahme einer Anpassung an diesen

Körpersch3den nicht grundsätzlich auszuschließen ist, daß

es jedoch bei der Beurteilung der Erwerbsfähigkeit einer

besonders sorgfältigen Prüfung aller Umstände des einzelnen

Falles bedarf und daß Verallgemeinerungen nicht zulässig

sind. Dem L,S„Ger. ist auch darin beizutreten, daß die Ver—

weisung eines Versicherten auf einen selbständigen Beruf

gründsätzlich nicht in Betracht kommt, daß vielmehr zu

prüfen ist, ob der Versicherte in der Lage ist, in einem

versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis eine

Tätigkeit auszuüben, die ihm unter billiger Berücksichtigun

seiner Ausbildung und seines Berufe zugemutet werden kann,

und ob er hierdurch die gesetzliche Lohnhälfte erwerben

kann° Das wertvollste'Mittel bei dieser Prüfung ist die
tatsächliche Arbeitsleistung des Verletzten und der Nachweir

eines Arbeitslohnes, der die Mindestverdienstgrenze über—

steigt° Es genügt allerdings nicht, daß der Versicherte eine

besonders günstige Gelegenheit gefunden hat, die ihm ver—
bliebene geistige und körperliche Leistungsfähigkeit auszu—

nutzen; maßgebend ist vielmehr allein der Umstand, ob er

unter den auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt herrschenden Be—

uingungen noch eine ihm zumutbare Lohnerbeit mit entspre—

chendem Verdienst verrichten kann„ Deshalb kann bei der

Beurteilung der für einen Schwerbeschädigten nach @ 1254 RVG
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noch in Betracht kommenden Tätigkeiten die durch des

Schwerbeschädigtengesetz begründete bevorzugte Stellung

des Schwerbeschädigten bei der Einstellung und bei der

Beschäftigung grundsätzlich nicht berücksichtigt werden.

Die für die Schwerbeschädigten durch dieses Gesetz ge—
schaffene besondere Rechtsstellung beruht im wesentlichen

auf fürsergerisehen Erwägungen. Dem Schwerbeschädigtenges

setz vom 16. Juni 1953 (BGBl. I S. 389) liegt — wie schon

dem SchwerheschÄdigtengesetz von 1920/23
— die Anschauung

zugrunde, daß es Pflicht des Staates ist, Menschen, die

im Dienst für die Allgemeinheit schwere gesundheitliche

Schäden davongetragen haben, eine wirksame Hilfe in ihrem

Lebenskampf zu gewähren (vergl. Ziff. 2 der Begründung

zur Regierungsvorlage eines Sehwerbeschädigtengesetzes —
Bundestagsdrucksache, 1. Wahlperiode, Nr. 3430). Die Hilfe
und der Schutz des Schwerbeschädigtengesetzes kommen auch

solchen Béschädigten zugute, die nach den Vorschriften der

Rentenversicherungen invalide oder berufsunfähig sind,

sofern sie nur überhaupt noch in der Lage sind, ein Mindest—

maß an nutzbringender Arbeit zu leisten. Deshalb kann die

Beschäftigung auf Grund des Schwerbeschädigtengesetzes

für die\Frage der Invalidität nicht von entScheidender Be—

deutung sein, vielmehr ist in jedem Falle zu prüfen, ob
der Schwerbeschädigte auch ohne die Hilfe und den Schutz

des Schwerbeschädigtengesetzes imstande wäre, eine ihm zu—

zumutende Tätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu
verrichten und mindestens die Hälfte des für ihn nach

5 1254 EVO in Betracht kemmenden Vergleichslohn zu verdienen.

Die Feststellung des Landessczielgerichts, daß der Kläger

als Armamputierter nicht mehr imstande ist durch die Aus—

übung rein körperlicher Tätigkeiten als Landarbeiter die

gesetzliche Lohnhälfte zu verdienen, ist nicht zu bean—

standen° Im Hinblick auf die weitere Erwägung des Beru—

fungsgerichts, daß der Kläger keine landwirtschaftliche
Schule besucht hat, durfte das Berufungsgerieht auch ohne

_Rechtsverstoß annehmen, daß für den Kläger eine Verweisung

auf den Beruf eines landwirtschaftlichen Inspektors nicht

in Betracht kommt. Der Kläger hat aber, wie den Feststel—

lungen des Berufungsgerichts zu entnehmen ist, durch die
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langjährige Bewirtschaftung eines etwa 75 ha großen

landwirtschaftlichen Betriebes auch ohne theoretische

Vorbildung Kenntnisse in der Landwirtschaft erworben,

die es ihm ermöglichen, unter den gegebenen femihen—

haften Verhältnissen als selbständiger Landwirt tätig

zu sein. Br kann zwar, wie dargelegt wurde, nicht auf

den Beruf eines selbständigen Landwirte verwiesen werden.

Das Berufungsgericht hat aber den Kreis der für den

Kläger in Betracht kommenden Arbeitsplätze zu eng be—

grenzt, wenn es allein seine Verwendung als landwirt—

schaftlicher Arbeiter oder als Inspektor in Betracht

gezogen hat. Es gibt innerhalb der lendwirtschaftlichen

Berufe eine Reihe anderer Tätigkeiten, die hinsichtlich

der in körperlicher und geistiger Beziehuhg zu stellenden

Anforderungen zwischen dem Beruf des Landerbeiters und

dem des landwirtschaftlichen Inspektors liegen. Es

ersCheint möglich und bedarf daher näherer Prüfung,

ob solche erbeiten auch von einem Armamputierten aus—
geführt werden können, der jahrelang als leiter eines

lendwirtscheftlichen Betriebes tätig gewesen ist und

sich hierdurch beachtliche Kenntnisse für die Bewirt—

schaftung eines solchen Betriebes angeeignet hat°

Zwar scheiden für einen Armemputierten Berufe, die

eine wesentliche körperliche Mitarbeit verlangei von
vornherein sus. Es erscheint aber nicht ausgeschlossen,

daß der Kläger imstande ist, in der Landwirtschaft

eine im wesentlichen aufsichtführende Tätigkeit aus—
zuüben, z.B. als Vogt oder als Wirtschafter in einem

größeren landwirtschaitlichen betrieb. Die Frage,

ob in dem für den Kläger in Betracht kommenden Wirt—

schaftsgebiet Arbeitsplätze dieser oder ähnlicher Art

vorhanden sind, und ob er mit der ihm verbliebenen

Arbeitskraft eine solche Tätigkeit ausüben und hier—

durch die sog. gesetzliche Lohnhälfte verdienen (ann,
hätte das Berufungsgericht, gegebenenfalls nach Anhörung

geeigneter Sachverständiger aus dem Kreise der Land—

wirtschaft und im Benehmen mit den Arbeitsbehörden,

prüfen müsseno
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Da das Berufungsgericht den Kreis der für den Kläger

in Betracht kommenden zumutbaren Tätigkeiten zu eng

begrenzt und damit die Vorschriften über die lnvalidi—

tät unrichtig angewandt hat, die Entscheidung aber eine
weitere Aufklärung des Sachverhalts erforderlich macht,

war das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an die Vor

instanz zurückzuverweisen (@ 170 Abs. 2 SGG)°
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